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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2602 


Sachgebiet 23 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. neue Gefahren für den Wohnungsbau 


Der Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen, 
Dr. Lauritzen, hat öffentlich angekündigt, daß vom Jahre 1972 
an jährlich 100 000 Wohnungen mehr gefördert werden würden 
als in den Jahren seit 1969. Zur Begründung hat er angeführt, 
daß im Haushaltsplan für 1972 rd. 3,5 Mrd. DM für den Woh- 
nungsbau veranschlagt seien und die Zusatzrate auf der Aus- 
gabenseite damit etwa 29,5 ®/o betrage. Dabei ist offensichtlich 
nicht berücksichtigt, daß diese Steigerungsrate weitgehend 
durch die immer noch bedrohlich steigenden Baupreise und die 
Verteuerung der Wohnungsbaufinanzierung, aber auch durch 
die verbesserte Wohngeldregelung und die Zahlung der er- 
höhten Wohnungsbauprämien aufgezehrt werden. Unter diesen 
Umständen kann nicht damit gerechnet werden, daß der in den 
letzten Jahren ständig zurückgehende Wohnungsbau, vor allem 
der soziale Wohnungsbau, wie auch die Eigentumsbildung im 
Wohnungsbau wieder gesteigert werden können. Ganz beson- 
ders bedenklich erscheint es aber, daß die Bundesregierung 
offensichtlich beabsichtigt, im Rahmen der Großen Steuerreform 
zahlreiche Vergünstigungen für den Wohnungsbau zu besei- 
tigen oder wesentlich einzuschränken. Diese Maßnahmen müs- 
sen zwangsläufig zu einem weiteren Absinken des Wohnungs- 
baus und zu neuen Mieterhöhungswellen führen. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 


1. Erwägt die Bundesregierung weiterhin eine Einschränkung 
der Bausparförderung, wenn ja, in welcher Weise? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bauspardarlehen 
und Bausparguthaben im Jahre 1970 mehr als 1/3 des ge- 
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samten Finanzierungsbedarfs für den Wohnungsbau ge- 
deckt haben und daß bei einer Verwirklichung der Pläne 
zur Einschränkung des Bausparens mit einem erheblichen 
Rückgang des Neugeschäfts der Bausparkassen gerechnet 
werden muß? Wie gedenkt die Bundesregierung die dadurch 
entstehende enorme Finanzierungslücke zu schließen? 

3. In welcher Weise will die Bundesregierung die gegenwär- 
tigen Steuervergünstigungen nach § 7b des Einkommen- 
steuergesetzes für Ein- oder Zweifamilienhäuser sowie für 
Eigentumswohnungen ändern? Ist an die Einführung eines 
„Zulagesystems" gedacht? Wenn ja, wie soll dieses System 
aussehen und funktionieren? 

4. Beabsichtigt die Bundesregierung, auch die besonderen 
Abschreibungsmöglichkeiten für den Modernisierungsauf- 
wand bei Altbauwohnungen abzubauen und damit einen 
wesentlichen Anreiz für die Modernisierung zu beseitigen? 

5. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß bei der 
von ihr angekündigten Erhöhung der Körperschaftsteuer 
für die Realkreditinstitute von 35,5 Vo auf 56 Vo zwangs- 
läufig eine Verteuerung der Wohnungsbaufinanzierung 
eintreten wird und sich damit im Ergebnis neue Miet- 
erhöhungen im Wohnungsbau ergeben werden? 

6. Beabsichtigt die Bundesregierung, die zehnjährige Grund- 
steuervergünstigung im sozialen und steuerbegünstigten 
Wohnungsbau zu kürzen oder gar zu beseitigen und das 
gesamte Grundsteueraufkommen um 25 Vo zu erhöhen? 
Wenn ja, was ist im einzelnen vorgesehen? Ist die Bundes- 
regierung sich dessen bewußt, daß dies zu weiteren Miet- 
preissteigerungen im Wohnungsneubau und damit auch zur 
erhöhten Inanspruchnahme von Wohngeld führen wird? 

7. Will die Bundesregierung auch die Vergünstigungen bei 
der Grunderwerbsteuer abbauen und damit den Erwerb 
von Bauland, vor allem für Personen, die sich ein Eigen- 
heim errichten wollen, zusätzlich verteuern? 

8. Beabsichtigt die Bundesregierung eine Wertzuwachssteuer 
von realisierten und nicht realisierten Bodenwertsteige- 
rungen einzuführen? Wenn ja, in welcher Weise? 

9. Welche Gründe veranlassen den Minister für Städtebau 
und Wohnungswesen, immer wieder die Behauptung auf- 
zustellen, daß die Degression der Bundesmittel von 1956 
bis 1965 am Niedergang des Wohnungsbaus schuld seien, 
obwohl nach den eigenen Angaben des Bundesministers in 
der Drucksache VI/2239 der Anteil der öffentlichen Mittel 
an den gesamten Wohnungsbauinvestitionen im Jahre 
1965, im letzten Degressionsjahr, noch 17,1 ®/o betrug, wäh- 
rend dieser Anteil im Jahre 1969 sich nur noch auf 8,6 Vo 
belief? 
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10. Wie hoch war der Anteil der öffentlichen Mittel zur Förde- 
rung des Wohnungsbaus an den gesamten Wohnungsbau- 
investitionen des Jahres 1970? Wie hoch sind die Mittel, 
die 1971 insgesamt im Haushaltsplan des Bundesministe- 
riums für Städtebau und Wohnungswesen gestrichen wur- 
den? Bei welchen Titeln in welcher Höhe sind die Einspa- 
rungen erfolgt? 

11. Wie hoch werden im Jahre 1971 die Aufwendungen des 
Bundes für das Wohngeld und für die Wohnungsbauprä- 
mien sein? 

12. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Aufwendungen 
des Bundes für das Wohngeld und die Wohnungsbauprä- 
mien im Jahre 1972? 

13. Worauf stützt der Bundesminister für Städtebau und Woh- 
nungswesen seine Ankündigung, daß der Bund ab 1972 
jährlich 100 000 Wohnungen mehr fördern werde? 

14. An welche „strukturellen" Änderungen des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes denkt der Bundesminister nach seinen 
mehrfachen Ausführungen in der Öffentlichkeit? Welche 
neuen Schwerpunkte sollen für die Wohnungsbauförde- 
rung noch in dieser Legislaturperiode gesetzt werden? 

15. Wie hat sich der Eigentumsanteil im Vergleich zum Miet- 
wohnungsbau seit 1969 entwickelt; wie beurteilt die Bun- 
deregierung die weitere Entwicklung? 

16. Wie hoch lagen 1970 die Gesamtkosten pro Wohnung im 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau? Wie hoch 
war die Steigerungsrate gegenüber 1962? 

17. Treffen Pressemeldungen zu, daß die Kostenmieten in ver- 
schiedenen Ballungsgebieten im 

a) öffentlich geförderten Wohnungsbau rd. 10 DM und 

b) im steuerbegünstigten Wohnungsbau bereits 12 DM bis 
15 DM je Quadratmeter Wohnfläche betragen? 

Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung konkret gegen 
diese besorgniserregende Entwicklung zu unternehmen? 

18. Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere jährlidie 
Entwicklung der Baupreise und Mieten bis 1975 

a) im öffentlich geförderten sozialen, 

b) im steuerbegünstigten und 

c) im freifinanzierten Wohnungsbau? 


19. Ist der Bundesregierung bekannt, daß an den deutschen 
Hochschulen z. Z. nur knapp 57 000 Wohnheimplätze zur 
Verfügung stehen, während der Bedarf nach dem sog. 
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Düsseldorfer Wohnheimplan 1975 bei etwa 650 000 Studen- 
ten auf 195 000 Plätze geschätzt wird, deren Erstellung 
selbst bei der Annahme einer unveränderten Baukosten- 
situation schon einen Finanzbedarf von 3,5 Mrd. DM erfor- 
dern würde? Wie viele Wohnheimplätze gedenkt die Bun- 
desregierung in diesem und in den kommenden Jahren zu 
fördern und wie viele Mittel hierfür bereitzustellen? 


Bonn, den 24. September 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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